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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Thomas Aeschi (svp, ZG) wollte mittels parlamentarischer Initiative erreichen, dass in
Schweizer Krankenhäusern künftig die Nationalität von stationären Patientinnen und
Patienten erfasst werden soll. Der Initiant begründete seinen Vorstoss mit Argumenten
der Transparenz und der Verfügbarkeit statistischer Daten. Im Kontext der Covid-19-
Pandemie hätten schätzungsweise um die 40 Prozent der Neuangesteckten einen
«fremdsprachigen Hintergrund» oder kämen aus «einem entsprechenden Umfeld». Der
Bund sei jedoch nicht im Besitz von Angaben zur Nationalität von hospitalisierten
Personen mit Covid-19. Die SGK-NR behandelte das Geschäft im Januar und Februar
2022 und entschloss sich mit 15 zu 7 Stimmen gegen Folgegeben. Die
Kommissionsmehrheit sah keinen Mehrwert in der parlamentarischen Initiative. In
Schweizer Spitälern werde die Nationalität der Patientenschaft bereits erfasst. Zudem
erhebe das BAG Daten von mit Covid-19 angesteckten Personen – darunter fielen auch
deren Nationalität und ein allfälliger Spitalaufenthalt im Zusammenhang mit der
Infizierung. Eine Kommissionsminderheit rund um Andreas Glarner (svp, AG) war indes
der Auffassung, dass es nötig sei, dem Thema nachzugehen. Unter anderem sei
problematisch, dass bei einer Doppelbürgerschaft nicht konkretisiert werde, welche
Nationalität erhoben werde. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.02.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Sommersession 2022 setzte sich der Nationalrat mit der parlamentarischen
Initiative Aeschi (svp, ZG) zur Erhebung der Nationalität der stationär aufgenommenen
Patientinnen und Patienten in Schweizer Krankenhäusern auseinander. Andreas
Glarner (svp, AG) erklärte für die Minderheit der SGK-NR, dass die Bevölkerung, welche
für «diese ganze Geschichte» aufkommen müsse, ein Anrecht darauf habe zu wissen,
wer hospitalisiert werde und «allenfalls überdurchschnittliche Leistungen»
beanspruche. Die Erhebung der Spitäler basierten auf Selbstdeklarationen. In Zukunft
sollen die Angaben jedoch geprüft und systematisch angegangen werden. Weiter stellte
Glarner die Frage, was denn gegen das Anliegen spreche und ob man etwa
«unangenehme Wahrheiten» fürchte. Für die Kommissionsmehrheit ergriff Jörg Mäder
(glp, ZH) das Wort. Er bestätigte zwar unter anderem, dass die Nationalitätsangaben in
erster Linie Selbstdeklarationen seien, und wies auf Unterschiede in der
Datenerhebung zwischen den Spitälern hin. Dennoch sei die SGK-NR der Auffassung,
dass die Erhebungsmethodik angebracht sei. Denn eine strengere Reglementierung
gehe mit einem grösseren administrativen Aufwand einher, welche mit dem bestenfalls
minimalen Erkenntnisgewinn nicht aufgewogen werden könne. Bestehe zudem wirklich
das Interesse, Erkenntnisse bezüglich Hospitalisierung von Covid-19-Patientinnen und
-Patienten zu erlangen, müssten neben der Nationalität weitere Variablen wie
beispielsweise der soziodemografische Status erfasst werden. Mit 136 zu 50 Stimmen
sprach sich die grosse Kammer gegen Folgegeben aus. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.06.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Nach erfolgter Vernehmlassung zur Anpassung der Zulassungsbestimmungen für
Ausländerinnen und Ausländer mit Schweizer Hochschulabschluss hielt der Bundesrat
unverändert an seinem Entwurf fest, wie er in seiner im Herbst 2022 erschienenen
Botschaft zur Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetz (AIG) erklärte. Konkret
unterbreitete er dem Parlament eine Änderung von Art. 30 AIG, gemäss welcher in
Zukunft auch Personen ohne Schweizer Pass, aber mit Schweizer Hochschulabschluss
von der Kontingentierung ausgenommen werden sollen, sofern sie in der Schweiz einer
selbständigen oder unselbständigen Erwerbstätigkeit nachgehen, die «von hohem
wissenschaftlichen oder wirtschaftlichen Interesse ist». Er tat dies in Erfüllung einer
entsprechenden Motion Dobler (fdp, SG; Mo. 17.3067). 

Der Nationalrat behandelte den Entwurf als Erstrat in der Frühjahrssession 2023.
Zuerst hatte er sich mit einem Nichteintretensantrag von Thomas Aeschi (svp, ZG)

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.03.2023
MARLÈNE GERBER
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auseinanderzusetzen. Der SVP-Fraktionspräsident begründete seinen Antrag unter
anderem mit dem Widerspruch zur angenommenen Volksinitiative «gegen
Masseneinwanderung» und zu deren Umsetzung sowie mit der aus seiner Sicht
anhaltenden «masslosen Zuwanderung», die keine weitere Lockerung zulasse.
Kommissionssprecher Andri Silberschmidt (fdp, ZH) konterte, dass zum einen die
Steuergelder nicht optimal investiert seien, wenn Personen nach ihrem Studium in der
Schweiz das Land wieder verlassen würden. Ebenso seien diese Personen ja bereits in
der Schweiz integriert und nicht zuletzt bestehe in der Schweiz auch ein Mangel an
hochspezialisierten Arbeitskräften. Alle Fraktionen mit Ausnahme derjenigen der SVP
stimmten geschlossen für Eintreten, woraufhin der Rat die Detailberatung in Angriff
nahm. 

In der Detailberatung lagen dem Rat diverse Änderungsanträge vor: Die
Kommissionsmehrheit beantragte zum einen eine ausgeweitete Fassung des
Personenkreises, in dem sie nicht nur Personen aus Drittstaaten, die ein Studium an
einer Schweizer Hochschule abgeschlossen haben, berücksichtigt haben wollte,
sondern darüber hinaus auch Personen mit anderen Abschlüssen auf Tertiärstufe in der
Schweiz, namentlich mit einer höheren Berufsbildung, oder auf Postdoktorierende.
Ferner war die Kommission der Ansicht, dass es generell sehr schwierig sei, den
Nachweis des wirtschaftlichen oder wissenschaftlichen Interesses zu erbringen. Wenn
die genannten Personen einer qualifizierten Anstellung mit Bezug zu ihrem
Hochschulstudium nachgingen, solle dies ausreichend sein, um von den jährlichen
Höchstzahlen für Aufenthaltsbewilligungen ausgenommen zu werden, so die
Ausführungen der Kommission mit Verweis auf den Fachkräftemangel. Daneben lagen
drei Minderheitsanträge vor, die im Vergleich zur Version des Bundesrates die
Änderung lediglich auf Personen mit einer Postdoc-Anstellung ausdehnen wollte
(Minderheit I Marchesi). Eine Minderheit II, ebenfalls angeführt von Piero Marchesi (svp,
TI), unterstützte zwar die Ausweitung der Regelung auf die gesamte Tertiärstufe, wollte
jedoch auf den von der Kommission eingeführten Zusatz, dass eine qualifizierte
Anstellung im Bereich des Hochschulstudiums ausreichend sei, verzichten. Nicht
zuletzt optierte eine Minderheit III, vertreten durch Andreas Glarner (svp, AG), dafür,
die Gesetzesanpassung auf Personen mit einem Hochschulabschluss in den MINT-
Fächern zu beschränken. Am Schluss obsiegte der Antrag der Kommissionsmehrheit
deutlich. Lediglich die Minderheit II hatte über die SVP-Fraktion hinaus mobilisieren
können; die grossmehrheitliche Unterstützung der Mitte-Fraktion reichte indes noch
nicht zu einer Mehrheit im Rat. Mit 135 zu 53 Stimmen (3 Enthaltungen) genehmigte der
Nationalrat den so abgeänderten Entwurf in der Gesamtabstimmung. 3

1) Bericht der SGK-NR vom 3.2.22
2) AB NR, 2022, S. 917 f.
3) AB NR, 2023, S. 582 ff.; BBl, 2022 2706
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